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(Nr. 10637.) Verordnung, betreffend die Abänderung und Ergänzung der Beſtimmungen 
über die Tagegelder und Reiſekoſten der Staatseiſenbahnbeamten. Vom 
22. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen x. 


verordnen auf Grund des § 12 des Geſetzes vom 24. März 1873 (Geſetz-Samml. 
S. 122) in der Faſſung der Verordnung vom 15. April 1876 (Geſetz-Samml. 
S. 107) ſowie auf Grund des Artikels V des Geſetzes vom 21. Juni 1897 
(Geſetz-Samml. S. 193), betreffend die Tagegelder und Reiſekoſten der Staats— 
beamten, was folgt: f 


1 


Die §§ 3, 4 und 5 der Verordnung, betreffend die Tagegelder und Reiſe— | 
foften der Staatseiſenbahnbeamten, vom 12. Oktober 1897 (Geſetz-Samml. 
S. 415) erhalten folgende Faſſung: 


§ 3. 

Die nachſtehend genannten Beamten erhalten für Dienſtreiſen innerhalb 
des Amtsbezirkes, für welchen fie beſtellt find, ſowie auf denjenigen häufig zu be 
fahrenden Strecken, für welche dies vom Miniſter der öffentlichen Arbeiten be— 
ſtimmt wird, keine Entſchädigungen für Zu⸗ und Abgang und, an Stelle der 
geſetzlichen, Tagegelder nach folgenden ermäßigten Sätzen: 

1. Vorſtände der Betriebs-, Maſchinen⸗, Werkſtätten⸗ und Verkehrs⸗ 

inſpektionen und die ihnen zur Aushilfe überwieſenen höheren 5 
ark, 

2. Eiſenbahn⸗Betriebsingenieure, Werkſtättenvorſteher, Kaſſen⸗ 

kontrolleure und die als Vorſteher der Eifenbahntelegraphen- 
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werkſtätten beſtellten Beamten, ſoweit ſie zu einem Tagegelder⸗ 

ſatze von 12 Mark berechtigt ſinʒ 4,8 Mark, 
3. Werkmeiſter, die den Betriebsinſpektionen als telegraphen⸗ 

techniſche Beamte zugetheilten ſowie die als Vorſteher der 

Eiſenbahntelegraphenwerkſtätten beſtellten Bahnmeiſter und 

Telegraphenmeifter TEA IE 8:1 
Bei Dienftreifen von mehr als vierundzwanzigſtündiger Dauer erhöhen 

ſich die obigen Sätze: 


bei den Beamten unter 1 aunn mn 4 8 Mark, 
bei den Beamten unter 2 auf 4141 6:40, 
bei den Beamten unter 3 auuuͥu „„ 4 


für jeden Tag. 

Wird die Stelle eines der vorgenannten Beamten durch einen anderen 
Beamten vorübergehend verſehen, ſo kann die vorgeſetzte Behörde beſtimmen, daß 
den Vertreter ſtatt der den Beamten ſeiner Dienſtklaſſe zuſtehenden Tagegelder 
die für den vertretenen Beamten im Abſatz 1 und 2 dieſes Paragraphen unter 
Nr. 1 bis 3 feſtgeſetzten Tagegelder gezahlt werden. 


SA. 

Bahnmeiſter und Rottenführer haben innerhalb ihres Bezirkes auf Reife 
koſten und Tagegelder keinen Anſpruch. Wenn dieſe Beamten jedoch mit Zu⸗ 
ſtimmung ihres Vorgeſetzten eine Nachtreviſion vorgenommen oder Bahnunter⸗ 
haltungsarbeiten während der Nacht ausgeführt oder beauffichtigt haben, fo er- 
halten ſie nach näherer Beſtimmung des Miniſters der öffentlichen Arbeiten für 
jede Nacht, welche ſie außerhalb ihres Wohnorts haben zubringen müſſen, eine 
Entſchädigung nach folgenden Sätzen: 


1. Oberbahnmeiſee : 9 Mark, 
2. Bahnmeiſter :: ]?!15ꝛ 42 Sele, 
3. Notenf ür essen 3 


Bahnwärter und die mit der Streckenbegehung beauftragten Weichenſteller 
erhalten, wenn ſie ſich auf ihrer Strecke bewegen, weder Tagegelder noch 
Reiſekoſten. 8 5 


An Stelle der Tagegelder und Reiſekoſten wird eine von dem Miniſter der 
öffentlichen Arbeiten im Einvernehmen mit dem Finanzminiſter feſtzuſetzende, die 
geſetzlichen Sätze nicht überſteigende Funktionszulage gewährt: 
1. an Stations- und Abfertigungsbeamte, deren planmäßiger Dienſt ſich 
auf mehrere Stationen, Zechen oder andere an die Bahn angeſchloſſenen 
Werke erſtreckt;; 

2. an Bahnmeiſter, die neben Wahrnehmung der eigenen Dienſtgeſchäfte 
einen benachbarten Bahnmeiſter vertreten, ohne daß ſie außerhalb ihres 
Wohnorts Wohnung nehmen müfjen; 


ee 


3. an Rottenführer, die in einer Nachbarbahnmeiſterei Bahnunterhaltungs⸗ 
arbeiten ausführen, ohne daß ſie außerhalb ihres Wohnorts Wohnung 
nehmen müſſen; 

4. an Weichenſteller, Bahnwärter und Rottenführer, die zur Unterſtützung 
des ihnen vorgeſetzten Bahnmeiſters mit der Begehung fremder Strecken 
beauftragt werden; 

5. an Bahnwärter, die mit der Verrichtung von Weichenſtellerdienſten 
oder mit der Vertretung eines benachbarten Bahnwärters beauftragt, 
ohne daß ſie außerhalb ihres Wohnorts Wohnung nehmen müſſen, 
von ihrer Bude an gerechnet, mehr als 2 Kilometer zurückzulegen haben, 
um an den Ort ihrer dienſtlichen Beſtimmung zu gelangen. 


II. 
Dieſe Verordnung tritt vom 1. April 1905 ab in Kraft. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Nyland, an Bord M. J. Hohenzollern, den 22. Juli 1905. 


(I. S.) Wilhelm. 
Frhr. v. Rheinbaben. v. Budde. 


(Nr. 10638.) Geſetz, betreffend die Erweiterung des Stadtkreiſes Duisburg und die ander- 
weite Organiſation der Amtsgerichte in Duisburg und Ruhrort. Vom 
26. Juli 1905. 


Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden König von Preußen ıc. 


verordnen unter Zuſtimmung der beiden Häuſer des Landtags Unſerer Monarchie, 
was folgt: 
81. 


Die Stadtgemeinden Ruhrort und Meiderich werden vom 1. Oktober 1905 
ab, unter Abtrennung von dem Kreiſe Ruhrort, der Stadtgemeinde und dem 
Stadtkreiſe Duisburg nach Maßgabe der in den Anlagen unter Nr. I und II 
abgedruckten Verträge vom 1. und 4. Mai 1905 einverleibt. a 


8.2. 
Von demſelben Zeitpunkt ab erhält das Amtsgericht in Ruhrort die Be⸗ 
zeichnung Duisburg⸗Ruhrort. Die Amtsgerichte in Duisburg und Duisburg⸗ 
59 


ee 


Ruhrort behalten ihre bisherigen Bezirke mit der Maßgabe, daß das rechte Ufer 
der Ruhr die Grenze zwiſchen beiden Bezirken bildet. 

Veränderungen des rechten Ufers der Ruhr ziehen die Veränderung der 
Grenze der beiden Amtsgerichtsbezirke von ſelbſt nach ſich. 


Urkundlich unter Unſerer Höchſteigenhändigen Unterſchrift und beigedrucktem 
Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Visby, an Bord M. J. „Hohenzollern“, den 26. Juli 1905. 


(L. S.) Wilhelm. 
Zugleich für den Miniſter des Innern 
Fürſt v. Bülow. Schönſtedt. Studt. a 
Frhr. v. Rheinbaben. 


Anlage. 


I. 


Vertrag. 


Zwischen der Stadt Duisburg, vertreten durch den Oberbürgermeiſter Lehr, 
dieſer handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſammlung zu 
Duisburg vom 1. Mai 1905, und der Stadt Ruhrort, vertreten durch den 
Bürgermeiſter Kaewel, letzterer handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Stadt- 
verordnetenverſammlung zu Ruhrort vom 1. Mai 1905, iſt heute nachſtehender 
Vertrag abgeſchloſſen und urkundlich vollzogen worden. 


8 1. 
Die beiden Stadtgemeinden Duisburg und Ruhrort werden zu einer einzigen 
Stadtgemeinde unter dem Namen Duisburg vereinigt. Das Gebiet der ſeitherigen 
Stadt Ruhrort ſoll als Duisburg-Ruhrort bezeichnet werden. 


8 2. 
Soweit nicht in dieſem Vertrage andere Beſtimmungen getroffen ſind, 
haben alle Einwohner der neuen Stadtgemeinde dieſelben Rechte und Pflichten 
und ebenſo werden Vermögen und Schulden der früheren Stadtgemeinden gemein- 


ſchaftlich. 


3 
83. 

Die von den früheren Stadtgemeinden abgeſchloſſenen Verträge gehen auf 
die neue Gemeinde über. Dies gilt namentlich von den mit den Straßenbahn⸗ 
geſellſchaften, der Deutſchen Kontinental⸗Gasgeſellſchaft und den privaten Waſſer⸗ 
werken abgeſchloſſenen Verträgen. Dabei wird aber ausdrücklich vereinbart, daß 
ſobald als eben möglich darauf Bedacht genommen werden ſoll, dieſe beſonders 
aufgeführten Verträge aufzuheben, das Straßenbahnweſen in der neuen Gemeinde 
einheitlich zu geſtalten und die Lieferung von Gas, elektriſcher Energie und 
Waſſer nur durch ſtädtiſche Werke zu bewirken. 


984. 5 
Die in den beiden Städten bisher gültigen Ortsſtatute, Polizeiverordnungen, 
Steuerordnungen und Reglements bleiben ſo lange in Kraft, bis ſie in geſetzlich 
vorgeſchriebener Weiſe aufgehoben worden ſind. 


85. 
Den Beſtimmungen über den Schlachthauszwang in der bisherigen Stadt 
Duisburg ſollen die Bewohner von Ruhrort nicht unterworfen werden. 


§ 6. 

Hinſichtlich derjenigen Perſonen, deren Hilfsbedürftigkeit binnen einer Friſt 
von zwei Jahren vom Tage der Vereinigung der beiden Stadtgemeinden an in 
der erweiterten Stadt Duisburg hervortreten ſollte, übernimmt die letztere die 
Ortsarmenlaſt, ſofern dieſe Perſonen ihren zweijährigen ununterbrochenen Auf⸗ 
enthalt in dem nunmehr erweiterten Bezirke der Stadt Duisburg gehabt haben. 


87. 
Die in der bisherigen Stadtgemeinde Ruhrort angeſtellten Beamten bleiben 
ſoweit als möglich in ihren Stellungen. 


§8. 

Die Stadtverordnetenverfammlung von Ruhrort wird aufgelöſt, während 
diejenige von Duisburg beſtehen bleibt. Zu der letzteren treten mit dem Zeit⸗ 
punkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ſechs Stadtverordnete — je zwei der 
drei Wählerabteilungen — aus dem Gebiete der noch nicht erweiterten Stadt 
Duisburg und fünfzehn Stadtverordnete aus dem ehemaligen Gebiete von Ruhrort 
hinzu. Von den letzteren entfallen fünf — je zwei der erſten und zweiten, einer 
der dritten Wählerabteilung — auf den Wahlbezirk Beeck⸗Stockum⸗Beeckerwerth, 
drei — je einer der drei Wählerabteilungen — auf den Wahlbezirk Laar und 
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ſieben — je zwei der erſten und zweiten, drei der dritten Wählerabteilung — 
auf den Wahlbezirk Alt⸗Ruhrort. Sie werden zum erſten Male von der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung zu Ruhrort aus ihrer Mitte gewählt und zwar derart, 
daß die Stadtverordneten, getrennt nach Wahlbezirken und Wählerabteilungen, 
die Wahlen unter ſich vornehmen. Sie ſcheiden ſämtlich gelegentlich der im 
November des Jahres 1907 erfolgenden ordnungsmäßigen Ergänzungswahlen 
zur Stadtverordnetenverſammlung der Stadt Duisburg aus und werden durch 
Neuwahlen erſetzt. 

Die Wahlbezirke Beeck⸗Stockum⸗Beeckerwerth, Laar und Alt⸗Ruhrort des 
ehemaligen Gebiets der Stadt Ruhrort bilden je einen Wahlbezirk für ſich in 
Gemäßheit des $ 13 der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 15. Mai 1856. 

Die vorſtehenden Beſtimmungen unter Abſ. 1 und 2 gelten bis zum 
31. Dezember 1915. Nach Ablauf dieſes Zeitpunkts ſoll hierüber ein beſonderes 
Ortsſtatut, ſoweit ſolches durch die dann beſtehende Geſetzgebung möglich iſt, 
erlaſſen werden. 

Die für das Stadtverordnetenkollegium von Duisburg erforderlichen Wahlen 
der oben erwähnten ſechs neuen Stadtverordneten ſowie die für dasſelbe im 
Jahre 1905 vorgeſchriebenen regelmäßigen Ergänzungswahlen ſollen nicht im 
November, ſondern im September ſtattfinden, ſofern der Vereinigungsvertrag 
mit dem 1. Oktober 1905 in Kraft tritt. 


89. 

Sollte das Geſetz während des Rechnungsjahrs in Kraft treten, ſo werden 
die Gemeindeſteuern in beiden Stadtteilen nach Maßgabe der für ſie gefaßten 
Stadtverordnetenbeſchlüſſe bis zum Schluſſe des Rechnungsjahrs für Rechnung 
der gemeinſamen Stadt erhoben. 

Gegenwärtiger Vertrag wird in drei Exemplaren aufgenommen, genehmigt 
und unterſchrieben. 


Duisburg und Ruhrort, den 1. Mai 1905. 


Der Oberbürgermeiſter von Duisburg. Der Bürgermeiſter von Ruhrort. 
(Siegel.) Lehr. (Siegel)) Kaewel. 


FENDER. 
Anlage. 


Vertrag. 


Silben der Stadt Duisburg, vertreten durch den Oberbürgermeifter Lehr, dieſer 
handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Stadtverordnetenverſammlung zu 
Duisburg vom 1. Mai 1905 und der Stadt Meiderich, vertreten durch den 
Bürgermeiſter Pütz, letzterer handelnd auf Grund des Beſchluſſes der Stadt⸗ 
verordnetenverſammlung zu Meiderich vom 29. April 1905, iſt heute nad 
ſtehender Vertrag abgeſchloſſen und urkundlich vollzogen worden. 


. 
Die beiden Stadtgemeinden Duisburg und Meiderich werden zu einer 
einzigen Stadtgemeinde unter dem Namen Duisburg vereinigt. Das Gebiet der 
ſeitherigen Stadt Meiderich ſoll als Duisburg-Meiderich bezeichnet werden. 


82. 

Soweit nicht in dieſem Vertrag andere Beſtimmungen getroffen ſind, 
haben alle Einwohner der neuen Stadtgemeinde dieſelben Rechte und Pflichten, 
und ebenſo werden Vermögen und Schulden der früheren Stadtgemeinden ge— 
meinſchaftlich. 

83, 

Die von den früheren Stadtgemeinden abgefchloffenen Verträge gehen auf 
die neue Gemeinde über. Dies gilt namentlich von den mit den Straßenbahn⸗ 
geſellſchaften, der Deutſchen Kontinental⸗Gasgeſellſchaft, dem Rheiniſch⸗Weſt⸗ 
fäliſchen Elektrizitätswerk und den privaten Waſſerwerken abgeſchloſſenen Verträgen. 
Dabei wird aber ausdrücklich vereinbart, daß ſobald als eben möglich darauf 
Bedacht genommen werden ſoll, dieſe Verträge aufzuheben, das Straßenbahnweſen 
in der neuen Gemeinde einheitlich zu geſtalten und die Lieferung von Gas, 
elektriſcher Energie und Waſſer nur durch ſtädtiſche Werke zu bewirken. 


84. 
Die in den beiden Städten bisher gültigen Ortsſtatute, Polizeiverordnungen, 
Steuerordnungen und Reglements bleiben ſo lange in Kraft, bis ſie in geſetzlich 
vorgeſchriebener Weiſe aufgehoben worden ſind. 
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9 5. 
Den Beſtimmungen über den Schlachthauszwang in der bisherigen Stadt 
Duisburg ſollen die Bewohner von Meiderich nicht unterworfen werden. 


§ 6. 

Hinſichtlich derjenigen Perſonen, deren Hilfsbedürftigkeit binnen einer Friſt 
von zwei Jahren vom Tage der Vereinigung der beiden Sah tenden an in 
der erweiterten Stadt Duisburg hervortreten ſollte, übernimmt die letztere die 
Ortsarmenlaſt, ſofern dieſe Perſonen ihren zweijährigen ununterbrochenen Auf— 
enthalt in dem nunmehr erweiterten Bezirke der Stadt Duisburg gehabt haben. 


8 7. 
Die in der bisherigen Stadtgemeinde Meiderich angeſtellten Beamten 
bleiben ſoweit als möglich in ihren Stellungen. 


$ 8. 

Der Herr Bürgermeiſter Pütz bleibt als beſoldeter Beigeordneter in der 
Verwaltung der neuen Stadtgemeinde tätig und führt den Titel „Bürgermeiſter“ 
weiter. Er behält die Bearbeitung der Kommunalangelegenheiten der ehemaligen 
Stadt Meiderich, er bleibt im Genuſſe der bisherigen Dienſtwohnung und des 
von der Stadtverordnetenverſammlung in ihrer Sitzung vom 9. Januar 1905 
feſtgeſetzten Gehalts und zwar auch dann, wenn er in den Ruheſtand treten 
bew Ri den Fall feiner Penſionierung wird dieſes Gehalt ſomit als Penſion 
gewährt. 


gs 

Die Stadtverordnetenverſammlung von Meiderich wird aufgelöft, während 
diejenige von Duisburg beſtehen bleibt. Zu der letzteren treten mit dem Zeit⸗ 
punkte des Inkrafttretens dieſes Geſetzes ſechs Stadtverordnete, je zwei der 
3 Wählerabteilungen aus dem Gebiete der noch nicht erweiterten Stadt Duisburg 
und fünfzehn Stadtverordnete aus dem ehemaligen Gebiete von Meiderich hinzu. 
Dieſe werden zum erſten Male von der Stadtverordnetenverſammlung zu Meiderich 
aus ihrer Mitte und zwar mit je fünf von den Stadtverordneten jeder der drei 
Wählerabteilungen geſondert gewählt, ſie ſcheiden ſämtlich gelegentlich der im 
November des Jahres 1907 erfolgenden ordnungsmäßigen Ergänzungswahlen 
zur Stadtverordnetenverſammlung der Stadt Duisburg aus und werden durch 
Neuwahlen erſetzt. 

Das ehemalige Gebiet der Stadt Meiderich bildet einen Wahlbezirk für 
ſich A Gemäßheit des § 13 der Städteordnung für die Rheinprovinz vom 
15. Mai 1856. 


BR. 


Die vorftehenden Beſtimmungen unter Abſ. 1 und 2 gelten bis zum 
31. Dezember 1915. Nach Ablauf dieſes Zeitpunkts ſoll hierüber ein beſonderes 
Ortsſtatut, ſoweit ſolches durch die dann beſtehende Geſetzgebung möglich iſt, 
erlaſſen werden. 

Die für das Stadtverordnetenkollegium von Duisburg erforderlichen Wahlen 
der obenerwähnten ſechs neuen Stadtverordneten ſowie die für dasſelbe im Jahre 
1905 vorgeſchriebenen regelmäßigen Ergänzungswahlen ſollen nicht im November, 
ſondern im September ſtattfinden, ſofern der Vereinigungsvertrag mit dem 
1. Oktober 1905 in Kraft tritt. 


$ 10. 

Sollte das Geſetz während des Rechnungsjahrs in Kraft treten, fo werden 
die Gemeindeſteuern in beiden Stadthälften nach Maßgabe der für ſie gefaßten 
Stadtverordnetenbeſchlüſſe bis zum Schluſſe des Rechnungsjahrs für Rechnung 
der gemeinſamen Stadt erhoben. 

Gegenwärtiger Vertrag wird in zwei Exemplaren aufgenommen, genehmigt 
und unterſchrieben. 


Duisburg und Meiderich, den 4. Mai 1905. 


Der Oberbürgermeiſter von Duisburg. Der Bürgermeiſter von Meiderich. 
Siegel) Lehr. (Siegel) Pütz. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 (Geſetz-Samml. S. 357) 
ſind bekannt gemacht: 


1. das am 10. März 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Wieſen⸗ 
genoſſenſchaft zu Schöndelt im Kreiſe Meſchede durch das Amtsblatt 
der Königl. Regierung zu Arnsberg Nr. 30 S. 503, ausgegeben am 
29. Juli 1905; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 15. Juni 1905, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Kreis Militſch für die 
von ihm ausgebauten Chauſſeen: 1. von Militſch bis zur Grenze mit 
dem Kreiſe Groß- Wartenberg, 2. von Bruſtawe nach Ober⸗Frauenwaldau, 
durch das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Breslau Nr. 30, S. 237, 
ausgegeben am 29. Juli 1905; i 
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das am 15. Juni 1905 Allerhöchſt vollzogene Statut für die Ent⸗ 
wäſſerungsgenoſſenſchaft zu Terreſchewo im Kreiſe Löbau durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Marienwerder Nr. 31 S. 229, aus 
gegeben am 3. Auguſt 1905, 

der Allerhöchſte Erlaß vom 21. Juni 1905, betreffend die Verleihung 
des Rechts zur Chauſſeegelderhebung uſw. an den Kreis Halle in Weſt⸗ 
falen für die Chauſſee von Oldendorf nach Heſſelteich, durch das Amts⸗ 
blatt der Königl. Regierung zu Minden Nr. 30 S. 183, ausgegeben am 
29. Juli 1905; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 4. Juli 1905, betreffend die Genehmigung 
der neu abgefaßten Satzung der Schleswig-Holſteiniſchen Landſchaft durch 
das Amtsblatt der Königl. Regierung zu Schleswig Nr. 30 S. 257, 
ausgegeben am 29. Juli 1905; 

der Allerhöchſte Erlaß vom 8. Juli 1905, betreffend die Anwendung der 
dem Chauſſeegeldtarife vom 29. Februar 1840 angehängten Beſtim⸗ 
mungen wegen der Chauffecpolizeivergehen auf die von dem Kreiſe 
Namslau als Chauſſee auszubauende Anfangſtrecke des Weges von 
Dammer nach Eckersdorf, durch das Amtsblatt der Königl. Regierung 
zu Breslau Nr. 31 S. 243, ausgegeben am 5. Auguſt 1905. 


Nedigiert im Bureau des Staatsminiſteriums. 
Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei. 


Beſtellungen auf einzelne Stücke der Geſetz- Sammlung find an das Königl. Gefegjammlungsamt in Berlin W. 9 zu richten. 


